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Nr. 182	 Bekanntmachung des International 
Maritime Dangerous Goods Code 
(IMDG-Code) 

Bonn, den 16. November 2020 
G 16/3643.20/11

Hiermit gebe ich den International Maritime Dangerous 
Goods Code (IMDG-Code) in deutscher Sprache amtlich 
bekannt. 

Der Schiffssicherheitsausschuss der Internationalen See-
schifffahrtsorganisation (IMO) hat in seiner 102. Sitzung Än-
derungen zum IMDG-Code (Amendment 40-20) beschlos-
sen. Nach der Entschließung MSC.477(102) dürfen die 
Bestimmungen des IMDG-Codes 2020 zur Vereinfachung 
der multimodalen Beförderung gefährlicher Güter ab dem 
1. Januar 2021 auf freiwilliger Basis angewendet werden. 

Die deutsche Übersetzung des IMDG-Codes in der Fas-
sung des Amendments 40–20 wird als Beilage* zu dieser 
Ausgabe des Verkehrsblattes veröffentlicht. Die Änderun-
gen der deutschen Fassung des IMDG-Codes sind durch 
graue Hinterlegung der Textstellen kenntlich gemacht, 
dies betrifft Änderungen, die auf der Entschließung 
MSC.477(102) beruhen.

Diese amtliche deutsche Fassung ist eine fachlich und 
sprachlich geprüfte Übertragung des englischen Textes 
in die deutsche Sprache. Es kann insofern davon ausge-
gangen werden, dass der deutsche Text mit dem inter-
national verbindlichen englischen Text übereinstimmt. Bei 
internationalen Streitfällen ist jedoch die englische Fas-
sung des IMDG-Codes heranzuziehen.

Die rechtsverbindliche Einführung wird durch eine Ände-
rung der Gefahrgutverordnung See erfolgen. Soweit 
Transporte gefährlicher Güter mit Seeschiffen ab dem 
1.1.2021 unter Anwendung der Bestimmungen des 
IMDG-Codes in der Fassung des Amendments 40–20 
durchgeführt werden, werden die für die Verfolgung und 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten zuständigen Behör-
den auf eine Ahndung von Verstößen nach der Gefahrgut-
verordnung See verzichten, durch die in den vorgenann-
ten Fällen von noch geltenden Bestimmungen des 
IMDG-Codes in der Fassung des Amendments 39–18 
abgewichen wird. Dies ist mit den zuständigen Behörden 
der Länder abgestimmt worden. 

Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur 

Im Auftrag 
Korinna Rakowski

(VkBl. 2020 S. 781)

�*	 Die Bezieher des Verkehrsblatt erhalten vom Verkehrsblatt-Verlag 
unter Angabe der vollständigen Abonnenten-Nummer auf Anforde-
rung ein Exemplar des IMDG-Codes (Bestell-Nr. 8185) zum Preis 
von 204,20 Euro. Die Bezieher des IMDG-Codes werden zur auto-
matischen Nachlieferung vorgesehen. (Anmerkung: Wenn Sie be-
reits Bezieher sind, erhalten Sie den neuen IMDG-Code im Rahmen 
Ihres Abonnements automatisch)

Nr. 183	 Anordnungen betreffend den Reise-
verkehr nach Feststellung einer 
epidemischen Lage von nationaler 
Tragweite durch den Deutschen 
Bundestag

Vom 5. November 2020

I. Verpflichtung Einreisender aus Risikogebieten

	� Gemäß § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a 
und c in Verbindung mit Absatz 3 Satz 1 des Infek-
tionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 
S. 1045), die durch Artikel 1 Nummer 4 des Gesetzes 
vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) neu gefasst 
worden sind und insoweit im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 
sowie dem Bundesministerium für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur sowie gemäß § 12 Absatz 1 und 2 
des IGV-Durchführungsgesetzes vom 21. März 2013 
(BGBl. I S. 566), von denen Absatz 1 durch Artikel 71 
Nummer 2 der Verordnung vom 31. August 2015 
(BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, ordnet das 
Bundesministerium für Gesundheit an: 

1.	� Verpflichtung zur Meldung und Auskunft bei der 
zuständigen Behörde 

	� Personen, die auf dem Land-, See- oder Luftweg in 
die Bundesrepublik Deutschland einreisen und sich zu 
einem beliebigen Zeitpunkt in den letzten zehn Tagen 
vor der Einreise in einem Gebiet aufgehalten haben, 
das durch das Robert Koch-Institut zum Zeitpunkt der 
Einreise auf seiner Internetseite unter https://www.rki.
de/covid-19- risikogebiete als gefährdetes Gebiet mit 
erhöhtem Infektionsrisiko in Bezug auf eine Infektion 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 eingestuft wurde 
Risikogebiet), haben vor der Einreise in die Bundesre-
publik Deutschland der zuständigen Behörde ihre per-
sonenbezogenen Angaben nach § 2 Nummer 16 des 
Infektionsschutzgesetzes, ihre Aufenthaltsorte bis zu 
zehn Tage vor und nach der Einreise und das für die 
Einreise genutzte Reisemittel durch Nutzung des vom 
Robert Koch-Institut eingerichteten elektronischen 
Melde- und Informationssystems unter https://www.
einreiseanmeldung.de mitzuteilen (digitale Einreisean-
meldung). Die erhaltene Bestätigung der erfolgreichen 
digitalen Einreiseanmeldung ist auf Anforderung dem 
Beförderer vorzulegen. Soweit eine digitale Einreise-
anmeldung aufgrund fehlender technischer Ausstat-
tung oder aufgrund technischer Störung nicht möglich 
war, ist stattdessen eine vollständig ausgefüllte 
schriftliche Ersatzmitteilung mit sich zu führen und auf 
Anforderung dem Beförderer auszuhändigen. Für die 
Ersatzmitteilung ist das Muster nach Anlage 2 zu nu-
tzen. Im Falle einer direkten Einreise auf dem Luftweg 
aus einem Risikogebiet nach Satz 1 außerhalb von 
Staaten, die den Schengen-Besitzstand vollständig 
anwenden1, ist die Bestätigung nach Satz 2 im 
Rahmen der Einreisekontrolle der mit der polizeilichen 

1	 Belgien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, 
Griechenland, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, die Nie-
derlande, Österreich, Polen, Portugal, Schweden, die Slowakei, 
Slowenien, Spanien, die Tschechische Republik, Ungarn sowie Is-
land, Liechtenstein, Norwegen und die Schweiz.
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